
Gegenstand, Umfang und Massstab der Normenkontrolle 

fungsreichweite entschliesst sich der Staatsgerichtshof vornehmlich 
dann, wenn er von Amts wegen prüft, wobei er sich für befugt erach­
tet, nicht nur die "präjudiziellen", sondern auch andere Bestimmungen 
zu untersuchen und im Fall ihrer Verfassungswidrigkeit sie oder das 
ganze Gesetz oder die ganze Verordnung aufzuheben. Offenkundig 
wird dies im Fall verfassungswidriger formalgesetzlicher Delegation 
oder mangelnder Kundmachung von Gesetzen und Verordnungen. So 
hat der Staatsgerichtshof in StGH 1968/3285 eine Verordnung zur 
Gänze, und nicht nur in den vom Beschwerdeführer beantragten Tei­
len, aufgehoben, da die gesetzliche Grundlage gefehlt hatte.286 Es kön­
nen in diesem Zusammenhang aber auch mögliche Kassationsfolgen 
eine Rolle spielen, so wenn eine zur Prüfung beantragte und vom 
Staatsgerichtshof für verfassungswidrig gehaltene Rechtsnorm die rest­
lichen Bestimmungen eines Gesetzes oder einer Verordnung gegen­
standslos werden Hesse. Es würde keinen Sinn machen, nur die bean­
standete Norm aufzuheben,287 so dass die Erstreckung der Prüfung als 
logisch erscheint und nicht zu beanstanden ist.288 So kann die 
Gegenstandslosigkeit einer Bestimmung die "direkte Folge" der Auf­
hebung einer anderen Bestimmung sein, so dass sich der Staatsge­
richtshof für "berechtigt" hält, sie "mitaufzuheben", auch wenn er 
diese Bestimmung an sich im Verfahren nicht anzuwenden hatte.289 

Dieser Praxis kommen die Art. 18 Abs. 1 und 20 Abs. 1 des noch 
nicht sanktionierten Staatsgerichtshof-Gesetzes entgegen und bieten ihr 
die gesetzliche Grundlage. Danach kann der Staatsgerichtshof weitere 
Bestimmungen des gleichen Gesetzes oder der gleichen Verordnung, die 
"aus denselben Gründen" mit der Verfassung beziehungsweise mit 
einem Gesetz oder einem Staatsvertrag unvereinbar sind, ohne Antrag 
gleichfalls aufheben. 
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